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Ortschaftsrat Ebendorf 09.10.2019   

 

 
Gegenstand der Vorlage: 
Antrag auf Rückbau einer verkehrsberuhigenden Fahrbahnaufpflasterung 
 
 
Beschluss 
Der Ortschaftsrat Ebendorf positioniert sich zur Antragstellung und gibt gegenüber dem Bür-
germeister eine Empfehlung ab. 

 
 
 
 
F r a n k  N a s e  
Bürgermeister 



 
 
 
Sachverhalt 
 
Am 25.07.2019 sprach ein in der Alten Nordstraße 4 in Ebendorf wohnender Bürger in der 
Gemeindeverwaltung vor und gab folgende Einlassungen.  
 
Das gegenständliche Grundstück (Haupterschließung über Alte Nordstraße) grenzt auch 
unmittelbar an den Dahlweg an, zu welchem außerdem eine tatsächlich genutzte Grund-
stückszufahrt gehört.  
 
Er schilderte, dass er Probleme hat, diese Zufahrt mit PKW und noch verstärkt mit Anhänger 
zu nutzen. 
 
Grund:  
Genau vor seiner Zufahrt befindet sich eine Aufpflasterung zur Verkehrsberuhigung. (siehe 
Markierung im Kartenauszug) 
 

 
 
 
Er bat nun zu prüfen, ob diese Aufpflasterung zurückgebaut werden könne, damit er 
sein Grundstück ungehindert befahren kann. 
 
Das Straßenbauprojekt wurde seinerzeit durch den Gemeinderat/Ortschaftsrat Ebendorf  
bestätigt. Der erbetene Rückbau der Aufpflasterung stellt eine nicht unwesentliche Änderung 
des Projektes dar. 
 
Aus diesem Grund wird der Ortschaftsrat Ebendorf gebeten, diesen Antrag in einer Sitzung 
zu behandeln und folgend dem Bürgermeister zu empfehlen, wie mit dem Anliegen grund-
sätzlich verfahren werden sollte. 
 
 
 
Folgender Sachverhalt stellt sich dar: 
 
Das Grundstück Alte Nordstraße 4 hat zum Dahlweg hin ein Tor / eine Grundstückszufahrt. 
Unmittelbar auf Höhe dessen befindet sich die gegenständliche Fahrbahnaufpflasterung. 



 
Grundsätzlich  steht diesem Ansinnen nichts entgegen. Der Dahlweg ist Bestandteil der aus-
gewiesenen 30 km/h – Zone. Das heißt, eine Verkehrsberuhigung ist mittels dieser Beschil-
derung gegeben. Zum Einbau der Aufpflasterung gibt es keine gesetzliche Verpflichtung. 
 
Eine Ortsbesichtigung hat jedoch das Folgende ergeben: 
 
 

 
 
 
Insgesamt ist die Aufpflasterung sehr flach gehalten. Zudem ist die Seite des „Hügels“ in 
Richtung der Ausfahrt leicht abgeflachter als die andere Seite. 
Die Ausfahrt besitzt eine ordnungsgemäße Grundstücksausfahrt im Gehwegbereich ein-
schließlich Bordsteinkantenabsenkung. 
Die Höhenunterschiede sind marginal, eine Nutzung der Grundstückszufahrt damit ohne 
Einschränkungen möglich. 
 
Aufgrund dieser baulichen Konstellation ist nicht nachvollziehbar, dass man (wie durch den 
Antragsteller vorgetragen), die Zufahrt weder mit PKW alleine noch mit Anhänger befah-
ren/nutzen können soll.  
 
 
Zudem wurde im Rahmen der Ortsbesichtigung festgestellt, dass, entgegen der Aussagen 
des Antragstellers, die Zufahrt wohl gar nicht genutzt wird.  
 
Das Tor erweckt nicht den Anschein, dass es regelmäßig geöffnet würde. Die direkte unbe-
festigte Zufahrt ist verkrautet, auf ihr waren auch keine Reifenspuren festzustellen.  
 
 



 
 
 
Aus Sicht der Gemeindeverwaltung gibt es keinerlei rechtliche Notwendigkei-
ten/Pflichten/Verpflichtungen der Gemeinde, dem Antrag stattzugeben und die Fahr-
bahnaufpflasterung zurückzubauen. Der Antrag wäre somit abzulehnen. 
 
 
Sollte der Ortschaftsrat jedoch dem Bürgermeister empfehlen, dem Antrag stattzugeben, 
so muss hiermit gleich darauf hingewiesen werden, dass dieser Rückbau wegen der fehlen-
den Verpflichtung für die Gemeinde finanziell voll zu Lasten des Antragstellers erfolgt. Der 
Rückbau würde zudem neben der „Absenkung“ des Pflasters auch einen nicht unerheblichen 
Umbau des Schachtes beinhalten, der sich mittig in der Aufpflasterung befindet. 
 
 
Begründung für Status „nicht öffentlich“: 
 
entfällt 

 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 

 
Kosten der Bearbeitung in EUR 
 

 
50,- 

 

 
 
Anlagen:     Keine 
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